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Ausgleichsregelung (Kurzfassung) 

Für den Ortsteil Felser der Gemeinde Hellenthal wurde am 15.09.2003 eine Ortslagenabrun-

dungssatzung aufgestellt. Dieser Satzung war der Bebauungsplan „Felser und Felserhof“ aus 

dem Jahr 1963 vorausgegangen, welcher vom Rat der Gemeinde Hellenthal am 21.08.2008 for-

mell aufgehoben wurde. Die Ortslagenabrundungssatzung wurde mit Satzung vom 08.06.2004 

um einzelne Außenbereichsgrundstücke erweitert. Eine vorherige Abgrenzung und Abrundung 

des im Zusammenhang bebauten Ortsteils erfolgte am 11.04.2000 unmittelbar anschließend an 

den damaligen o.g. Bebauungsplan. Dieser Bereich ist damit ebenfalls Bestandteil der Ortslagen-

abrundungssatzung von Felser. Ziel der 1. Änderung der Ortslagenabrundungssatzung ist die 

planungsrechtliche Anpassung eines Teilbereichs an die bestehende und auch zukünftig beab-

sichtigte Wohnnutzung.  

Das ca. 4,7 ha große Plangebiet befindet sich im Südwesten von Felser zwischen der Bestands-

wohnbebauung Felser 42 und Felser 83. Es umfasst Teile der Flure 56, 57 und 59 in der Gemar-

kung Hellenthal. Bei dem Plangebiet handelt es sich bereits um einen dörflich geprägten Bereich. 

Die Fläche ist aktuell größtenteils mit Wohnhäusern bebaut. Die Abgrenzung des „im Zusammen-

hang bebauten Ortsteils“ ist mit ihrer Umgrenzungslinie –nachrichtlich – in die zum jetzigen Än-

derungsverfahren gehörige Kartendarstellung übernommen, welche Bestandteil der Satzung 

wird.  

Zweck der Planänderung ist es, die städtebauliche Entwicklung geordnet zu steuern und die 

Wohn- und Aufenthaltsqualität nachhaltig zu sichern. Durch die Festsetzung eines Reinen Wohn-

gebiets (WR) sollen Nutzungskonflikte vermieden und schädliche Umwelteinwirkungen, insbe-

sondere durch Lärm, Gerüche oder zusätzlichen Liefer- und Verkehrslärm auf ein wohnverträgli-

ches Maß begrenzt werden. Damit wird ausgeschlossen, dass sich in dem Änderungsbereich 

gewerbliche Nutzungen oder gemischte Bauformen entwickeln, die der vorgesehenen Wohnnut-

zung widersprechen. So wird ein ruhiges, sicheres und gesundes Wohnumfeld gewährleistet. 

Mit der Änderung der Gebietskategorie innerhalb der bestehenden Ortslagenabrundungssatzung 

entsteht keine zusätzliche Versiegelung, die nicht ohnehin durch eine Bebauung innerhalb des 

im Zusammenhang bebauten Ortsteils Felser möglich wäre. Grundsätzlich ist sogar davon aus-

zugehen, dass die Fläche der Versiegelung durch ein Reines Wohngebiet (vorwiegend Einfami-

lienhäuser) geringer ist als bei einer gemischten Bebauung mit einzelnen Gewerbebetrieben. Der 

Ausschluss gewerblicher Nutzungen führt darüber hinaus vielmehr zu einer Reduzierung poten-

zieller Störwirkungen (z. B. Lärm, Geruchsemissionen, Verkehr) und ist im Vergleich zur bisheri-

gen Nutzungsmöglichkeit tendenziell positiv zu bewerten. Die Änderung der Ortslagenabrun-

dungssatzung lässt insgesamt keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen erwarten.  
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Da durch die Planung keine zusätzlichen Eingriffe vorbereitet oder ermöglicht werden, ist nicht 

mit einem Kompensationsdefizit zu rechnen. Eine Kompensation durch Ausgleichs- oder Ersatz-

maßnahmen ist daher nicht erforderlich.  


